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Globalisierung gerecht gestalten!

Einer von sieben Menschen auf der Erde gehen hungrig zu Bett. Eine Milliarde Menschen haben weniger als einen Dollar pro Tag zur Verfügung. Ein Großteil der Menschheit arbeitet  in ausbeuterischen Verhältnissen unter einem sich zuspitzenden, globalen Konkurrenzdruck. Regierungen überbieten sich mit Steuersenkungen im Kampf um Investoren. Klimaschutzmaßnahmen scheitern an internationalem Wettbewerbsdruck.

Trotz all dieser Herausforderungen richtet sich das Hauptaugenmerk der Politik hierzulande auf die nationalen Probleme.

Als internationalistischer Richtungsverband sind wir aber überzeugt:

Jusos müssen für Gerechtigkeit in der ganzen Welt kämpfen!

Auf lange Sicht kann es solidarisches und gerechtes Miteinander unter den Menschen nur geben, wenn international gültige Rahmenbedingungen gesetzt werden. Nur so kann die alleinige Macht des Kapitals, der immer mehr demokratische Gestaltungsmöglichkeiten zu Opfer fallen, überwunden werden.

In Deutschland hat der Gesetzgeber zwar noch erheblich mehr Gestaltungsspielraum als vielfach glaubend gemacht werden soll, zum Beispiel durch Stärkung der Binnenkonjunktur. Aber auf lange Sicht ist es notwendig frühzeitig an internationalen Rahmenbedingungen zu arbeiten.

Der Blick durch die "Nationale Brille" ist leider auch bei Jusos noch sehr verbreitet. Nur so ist zu erklären, dass die dringendsten Projekte der Menschheit wie die  Bekämpfung des Hungers in der Jusothematik nahezu keine Rolle spielen.

Der Juso Unterbezirk Unna setzt sich dafür ein das Thema "Globalisierung gerecht gestalten" noch stärker in den Mittelpunkt der Arbeit der Jungsozialisten zu rücken.

Dazu veranstaltet der Unterbezirk ein Forum, um über das Thema zu diskutieren und über Möglichkeiten zu suchen das Thema auch auf anderen Ebenen in Politik und Gesellschaft stärker in den Fokus zu rücken. Im Rahmen der Doppelstrategie 2.0 ist es sinnvoll dazu Partner aus der Globalisierungskritiker-Szene zu finden. 

Mögliche Handlungsaufträge an die Politik, über die wir diskutieren wollen sind:

1. Abschaffung der Einfuhrzölle für Importe in die EU, die unter fairen Arbeitsbedingungen, für gute Löhnen hergestellt und fair gehandelt wurden.

2. Besondere Kennzeichnung für Importe in die EU, die nicht unter fairen Bedingungen hergestellt werden plus Erhaltung der Zölle auf diese Produkte.

3. Sofortiger Stopp der Subventionierung für Agrarexporte aus der EU.

4. Einführung von Mindestlöhne europaweit.

5. International koordinierte Steuerpolitik.

Begründung:

Unter fairen Bedingungen verstehen wir Bedingungen ähnlich denen, wie sie vom Verein "FairTrade e.V" oder dem Verein "clean clothes" verlangt werden. Darunter zählen wir natürlich das Verbot von Kinderarbeit, das Recht auf angemessene, lebenssichernde Bezahlung, Schutz vor Risiken wie Arbeitslosigkeit, Krankheit, Altersarmut und das Recht sich gewerkschaftlich zusammen zu schließen.

Erfüllt ein Unternehmen diese Bedingungen nicht, so sollen dessen Produkte sowie die Händler dieser Produkte für alle Verbraucher gut sichtbar gekennzeichnet werden. Wir erwarten, dass schon die bloße Ankündigung einer solchen Maßnahme die Unternehmen und Produzenten zwingt auf faire Arbeitsbedingungen umzustellen. 

Schon lange wird eine Öffnung der Märkte gefordert. Eine Öffnung ohne Einschränkung, würde aber die Lage der europäischen Arbeitnehmer deutlich verschlechtern. Diese wären dem Druck, ihre Arbeitsbedingungen weiter zu verschlechtern, ausgesetzt. Auf längere Sicht würden so auch die Arbeitnehmer in den Entwicklungsländer unter Druck geraten, noch billiger zu produzieren. Ein endlose Abwärtsspirale von Lohndrückerei und Verschlechterung der Arbeitsbedingungen wäre die Folge. Es gäbe keine Instanz mehr, die der Marktwirtschaft den Rahmen setzen könnte. Nationale Regierungen sind bei internationalem Handel nicht mehr in der Lage dazu.

Die EU muss ihr Gewicht nutzen um die Globalisierung gerecht zu gestalten! Langfristig soll durch die geforderten Maßnahmen der Handel gänzlich auf "fair" gehandelte Produkte umgestellt werden.

Nur so ist sichergestellt, dass vor allem die Landwirte und Arbeitnehmer von der Öffnung der Märkte profitieren und nicht bloß die Kapitalgeber und Großgrundbesitzer. Der Grundstein für die Schaffung von  Wohlstand für alle wäre dann in den Entwicklungsländern gelegt.

